
die Richter und Staatsanwälte völlig darüber im 
klaren, daß diese Veränderungen sich unter den här­
testen Klassenkämpfen vollziehen? Einmal setzt hier 
der Gegner mit seiner Wühltätigkeit ein, und zweitens 
ist die Basis des Alten auf dem Lande besonders zäh. 
Oder halten es die Richter und Staatsanwälte für 
Zufall, daß es noch Bauern im Bezirk Gera gibt, die 
glauben, daß das in der Nacht gedrillte Korn nicht 
keimt? Wenn wir diesen harten und zähen Kampf 
zwischen dem Alten und dem Neuen voll begreifen 
würden, würden wir es nicht zulassen, daß die Be­
drohung von Bauern, die in die LPG eintreten wollen, 
durch feindliche Elemente als einfache Beleidigung 
oder Körperverletzung angesehen wird. Wenn die 
ganze Dynamik des Klassenkampfes begriffen würde, 
würden die Staatsanwälte bei Angriffen gegen die 
Volkspolizei nicht als erstes die Frage stellen, ob sich 
der Volkspolizist richtig verhalten hat.

Bei völliger Klarheit über die Härten des Klassen­
kampfes würden auch die Urteile in Zivilsachen 
parteilicher aussehen. Dann würden bei Klagen der 
MTS gegen Bauern wegen Nichtbezahlung von Feld­
arbeiten keine lauwarmen Vergleiche zugelassen wer­
den. Weil aber keine Klarheit herrscht, weil nicht 
begriffen wird, daß auch die Organe der Justiz aktiv 
der neuen Basis helfen müssen, die eine sozialistische 
Basis ist, kommt ein Ergebnis heraus, das nicht 
befriedigt, weil es die Konflikte nicht löst, sondern 
vertuscht.

In der Arbeit der Justizorgane im Bezirk Gera fehlt 
die aktive Gestaltung. Es wird nur das „anfallende“ 
Material bearbeitet, nicht aber operativ gestaltend 
Einfluß auf die sozialistische Entwicklung in allen 
Lebensbereichen genommen.

3. Ein Teil der Mängel rührt auch daher, daß die 
Funktionäre der Justizorgane ihre Arbeit nur ressort­
mäßig verrichten und nicht die richtigen Schlußfolge­
rungen aus dem neuen Gesetzeswerk zur Vervoll­
kommnung und Vereinfachung der Arbeit des Staats­
apparates gezogen haben. Die großen Gedanken des 
Gesetzeswerkes werden aber zwangsläufig entwertet, 
wenn diejenigen, für die sie bestimmt sind, sich nicht 
damit auseinandersetzen, wie das Gesetz zweckmäßig, 
gut und schnell verwirklicht werden kann. Damit 
überlassen wir die Dinge dem Selbstlauf und ver­
zichten auf den Elan und die Initiative der Massen.

So genügt es eben z. B. heute nicht mehr, nur die 
Versammlungspläne aufzustellen, sondern man muß 
sich genau überlegen, wie die Massenarbeit durch­
geführt werden soll. Die Planung der Massenarbeit 
erfordert eine genaue Analyse des jeweiligen Gebiets, 
eine zuverlässige Einschätzung der Probleme, die in der 
Bevölkerung diskutiert werden, eine genaue Kenntnis 
der Unklarheiten, die in der Bevölkerung vorhanden 
sind bzw. bei welchen Schichten der Bevölkerung sie 
am stärksten in Erscheinung treten. Eine sinn- und 
planvolle Massenarbeit erfordert * ferner eine genaue 
Kenntnis darüber, ob die Versammlungen und Aus­
spracheabende ihrer Qualität nach genügen, wer die 
Versammlungen besucht und wer durch die Versamm­
lungen noch niemals erfaßt wurde.

Unsere Justizfunktionäre müssen auch stärkere Ver­
bindung zu den örtlichen Organen halten und in einem 
engen Verhältnis mit den Ausschüssen der Nationalen 
Front stehen. Sie müssen begreifen, daß es beim Auf­
bau des Sozialismus kein Nebeneinander, sondern nur 
ein Miteinander geben kann, denn das Vertrauen ist 
eine unversiegbare Quelle unserer Kraft.

Ein weiterer ernster Mangel ist noch immer die 
formale und bürokratische Arbeit. Auch die Justiz­
funktionäre müssen sich noch mehr vom Schreibtisch 
lösen, um unmittelbar am Arbeitsplatz unserer Werk­
tätigen das konkrete praktische Leben zu studieren. 
Dadurch werden sie die oftmals komplizierten Auf­
gaben nicht nur besser kennenlernen, sondern auch in 
die Lage versetzt, in gemeinsamer Arbeit mit den 
Werktätigen die Probleme zu lösen.

Manche Mitarbeiter der Justiz meinen, daß das 
Gesetz über die Vervollkommnung und Vereinfachung 
der Arbeit des Staatsapparates sich nur mit der Ver­
änderung der staatlichen Leitungstätigkeit auf dem 
Gebiet der Wirtschaft befasse. Sie sehen nicht, däß

das Gesetz die Grundlage für eine bessere Arbeit auf 
allen Gebieten staatlicher Tätigkeit ist und daß zur 
Überwindung des engen Ressortgeistes eine Vertiefung 
der Verbindung mit den Werktätigen notwendig, ja, 
Voraussetzung ist. Die Durchsetzung des neuen Arbeits­
stils ist nicht Selbstzweck, sondern ein Mittel zur bes­
seren Lösung der staatlichen Aufgaben. Sie erfordert 
von den Justizorganen in erster Linie eine bessere 
Verbindung zu den Werktätigen und deren Organen, 
den Volksvertretungen. Notwendig ist ferner eine Er­
höhung der Eigenverantwortung und die Fähigkeit, 
die fachliche Arbeit immer mit einer bewußten poli­
tischen Zielsetzung durchzuführen.

Wie bereits dargelegt, wirken die Justizorgane nur 
ungenügend aktiv auf die sozialistische Umgestaltung 
ein. Das zeigt sich besonders augenscheinlich in der 
Allgemeinen Aufsicht der Staatsanwaltschaft. Dort er­
scheint die Arbeit so formal, daß die Brigade zu der 
Feststellung kam, daß eine Arbeit überhaupt nur 
gemacht wird, um eine Tätigkeit nachzuweisen. Die 
Kreisstaatsanwälte erhalten fast keine Anleitung oder 
eine solche, daß ihr Ergebnis nur Bürokratismus sein 
kann. So hat z. B. der Kreisstaatsanwalt von Eisen­
berg Einspruch gegen einen Beschluß des Rates des 
Kreises eingelegt, der die Bildung einer Kader­
kommission zur Überprüfung der Kader beim Rat des 
Kreises vorsah. Die guten Materialien aus den Rats­
sitzungen aber werden nicht oder nur ungenügend 
ausgewertet und ihnen werden keine Hinweise für die 
Arbeit der Staatsanwaltschaft entnommen.

Die vielen Besprechungen und Beratungen mit den 
Kreisrichtern und Kreisstaatsanwälten haben der 
Brigade gezeigt, daß die politische Anleitung des Be­
zirksstaatsanwalts-und des Bezirksgerichts gegenüber 
den Justizorganen der Kreise völlig ungenügend ist. 
Ja, man kann sagen, die liberalen Auffassungen sind 
zum Teil von den Bezirksorganen in die Kreise hinein­
getragen worden. Das zeigt sich besonders am Beispiel 
des Bezirksgerichts. Die Richter der Rechtsmittelsenate 
beim Bezirksgericht zeigen nur ungenügende Partei­
lichkeit und fühlen sich offensichtlich verpflichtet, 
Rabatturteile zu machen. Daß sie mit einer solchen 
Praxis die Kreisgerichte desorientieren, scheint ihnen 
entgangen zu sein. Es wird sich vielleicht erforderlich 
machen, daß diese Richter ihre Urteile vor den Werk­
tätigen erläutern.

*
Eine Besonderheit in der Abschlußberatung der Bri­

gade war auch die Teilnahme von Rechtswissenschaft­
lern von der Juristischen Fakultät der Universität Jena. 
Wir halten das für einen guten Anfang einer engen 
Zusammenarbeit der Wissenschaftler und der Praxis, 
wie sie auf der Babelsberger Konferenz gefordert 
wurde. Von einer solchen engen Zusammenarbeit wer­
den beide Seiten profitieren. Weil aber auf der Be­
ratung alle Probleme sehr offen behandelt wurden, 
wurde auch den Genossen Wissenschaftlern offen ge­
sagt, wie wir uns die Arbeit mit ihnen nicht vorstellen. 
Dafür ein Beispiel:

In einem Rechtsstreit sind die beiden streitenden 
Parteien Großhändler. Sie standen seit 1942 mitein­
ander in Geschäftsverbindung und haben zu dieser 
Zeit einen sog. Interessengemeinschaftsvertrag ge­
schlossen, wonach die im damaligen Chemnitz (heu­
tigen Karl-Marx-Stadt) wohnende Verklagte sich 
verpflichtete, Früchte, Obst und Gemüse nur von der 
in Hermsdorf wohnenden Klägerin zu beziehen. Die 
Klägerin ihrerseits durfte an keinen anderen Groß­
händler im Gebiet Karl-Marx-Stadt außer der Verklag­
ten liefern. Für den Fall der Zuwiderhandlung gegen 
diesen Vertrag wurde eine Vertragsstrafe in Höhe von 
5000 DM vereinbart. In der Klageschrift wird von der 
Klägerin vorgebracht, die Verklagte habe den Vertrag 
verletzt und sich seit 1943 nicht mehr an die Ab­
machungen gehalten. Dadurch sei der Klägerin ein 
Schaden entstanden, und so sei sie berechtigt, die ver­
einbarte Vertragsstrafe von der Verklagten zu ver­
langen. Um es vorwegzusagen: Das Kreisgericht in 
Stadtroda hat richtig entschieden und die Klage abge­
wiesen; auch das Bezirksgericht hat eine richtige Linie 
bezogen und die Berufung der Klägerin zurück­
gewiesen. Soweit die Sache und ihr Ausgang. — Was
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